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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 RS 50/10 B 
 
L 22 R 1028/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 122 R 329/07 (SG Berlin) 
 
 
 
……………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….. , 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Januar 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 27. August 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 27.8.2010 hat das LSG Berlin-Brandenburg die Berufung der Klägerin gegen den 

Gerichtsbescheid des SG Berlin vom 29.5.2008 zurückgewiesen. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG, Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG und Verfahrensmängel iS von § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin misst den Rechtsfragen grundsätzliche Bedeutung bei,  

1. "ob für einen Stellvertreter des Ministers für Handel und Versorgung nach § 6 Abs. 2 
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Nr. 4 AAÜG die tatbestandlichen Voraussetzungen für die Anwendung einer 

niedrigeren als der regelmäßigen Beitragsbemessungsgrenze vorliegen", 

2. "ob § 8 Abs 2 AAÜG iVm § 8 Abs 5 S 2 AAÜG eine Auslegung zulässt, die den Versor-

gungsträger gesetzesunmittelbar ermächtigt, die Begrenzung der Entgelte gem. § 6 

Abs. 2 AAÜG vorzunehmen",  

3. "ob § 6 Abs. 2 AAÜG nicht verfassungswidrig und menschenrechtswidrig ist und damit 

die entsprechende Frage durch das LSG Berlin-Brandenburg dem Bundesverfassungs-

gericht vorzulegen war". 

 

Es kann dahinstehen, ob die Klägerin die Klärungsbedürftigkeit der von ihr formulierten Fragen 

ausreichend dargetan hat. Sie hat es jedenfalls versäumt, deren Klärungsfähigkeit, dh Entschei-

dungserheblichkeit aufzuzeigen. 

 

Entscheidungserheblichkeit bedeutet, dass es für die Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und die Entscheidung 

bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte 

ausfallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass 

der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten rechtlichen 

Klärung scheitern müsste, fehlt es an der Darlegung der Entscheidungserheblichkeit und damit 

der Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfragen (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 

mwN). Ein Beschwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht 

einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und dabei insbesondere 

den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage 

notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Hierzu enthält die Beschwerdebegründung 

keine Ausführungen. 

 

Die Klägerin gibt bereits nicht den der Berufungsentscheidung zu Grunde liegenden 

Sachverhalt wieder. Fehlt jedoch die maßgebliche Sachverhaltsdarstellung, wird das 

Beschwerdegericht nicht in die Lage versetzt, allein anhand der Beschwerdebegründung zu 

beurteilen, ob die als grundsätzlich erachtete Rechtsfrage entscheidungserheblich ist. Es ist 

nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, anhand der vorliegenden Akten selbst zu prüfen, ob die 

aufgeworfene Rechtsfrage für den Rechtsstreit entscheidungserheblich sein kann. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht 

den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Krite-

rien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der 
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Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet 

die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund 

der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Dar-

legungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen 

lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten 

ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner 

muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtspre-

chung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben 

wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen 

Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin behauptet zum einen, das Urteil weiche von der Entscheidung des BSG vom 

20.12.2001 - B 4 RA 6/01 R - ab, in der ausgeführt sei, dass der Versorgungsträger nach § 8 

Abs 1 AAÜG als insoweit besonders sachkundige Behörde in einem der Rentenfeststellung vor-

gelagerten, dem Vormerkungsverfahren nach § 149 Abs 5 SGB VI ähnlichen Verfahren 

einzelne Daten (Tatsachen) in einer Vielzahl von Verwaltungsakten verbindlich festzustellen 

habe, die für die Feststellung der Rangstelle und des Wertes der SGB VI-Rente (oder 

-Anwartschaften) durch den Rentenversicherungsträger von Bedeutung sein könnten. Mit 

diesem Vorbringen ist eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG nicht dargetan. Einen 

tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG, mit dem dieses der Rechtsprechung des BSG 

widersprochen habe, hat die Klägerin nicht herausgestellt. Missversteht oder übersieht das 

Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet deshalb das Recht 

fehlerhaft an, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz 

aufgestellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die 

Darlegung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen 

Urteil in Frage stellt. Dies ist nicht der Fall, wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in 

ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). 

 

Die Klägerin trägt des Weiteren vor, das Berufungsgericht weiche von der Entscheidung des 

BSG vom 23.8.2007 - B 4 RS 7/06 R - ab, nach der zur Gewährung eines möglichst zügigen 

und umfassenden gerichtlichen Rechtsschutzes die gesonderten Verfahren gegen den 

Rentenversicherungsträger und Versorgungsträger ab 1.1.2008 zwingend zusammengeführt 

werden sollten. Die Klägerin legt aber nicht dar, dass dieser Rechtssatz für die genannte 

Entscheidung tragend gewesen sei. Vielmehr weist die Beschwerdebegründung selbst darauf 

hin, dass es sich lediglich um eine Ankündigungsrechtsprechung ab 1.1.2008 gehandelt habe. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 
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den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt zum einen sinngemäß eine Verletzung des § 103 SGG. Hierzu trägt sie vor, 

der Senat habe keinerlei Ermittlungen zu dem "Antrag auf Feststellung der tatsächlichen 

Entgelte der Beschwerdeführerin" durchgeführt. Mit diesem Vorbringen hat die Klägerin nicht 

aufgezeigt, dass sie ein prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt habe. Zur Darlegung 

eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur die Stellung des Antrags, 

sondern auch aufgezeigt werden, über welche im einzelnen bezeichneten Punkte mit welchen 

Mitteln Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte 

Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung 

nicht. Die Klägerin führt weder im Einzelnen zu beweisende Tatsachen noch ein Beweismittel 

hierfür auf. 

 

Soweit die Klägerin des Weiteren sinngemäß eine Verletzung des § 113 Abs 1 SGG rügt, hat 

sie bereits keine Verletzungshandlung des Gerichts schlüssig bezeichnet. Gemäß § 113 Abs 1 

SGG kann das Gericht ua durch Beschluss mehrere bei ihm anhängige Rechtsstreitigkeiten 

derselben Beteiligten zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbinden, wenn die 

Ansprüche, die den Gegenstand dieser Rechtstreitigkeiten bilden, im Zusammenhang stehen 

oder von vornherein in einer Klage hätten geltend gemacht werden können. Die Klägerin gibt 

schon nicht an, dass mehrere sie betreffende Rechtstreitigkeiten beim LSG anhängig gewesen 

seien. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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